
 
 

Aus der RECHTSPRECHUNG 
 

Wir weisen darauf hin, dass die Entscheidungskommentierungen (nicht die besprochenen Gerichtsentscheidungen selbst) 
geistiges Eigentum der jeweiligen Verfasser und damit urheberrechtlich geschützt sind. Eine Verwendung der 

Kommentierungen hat daher unter Verwendung ordnungsgemäßer Kennzeichnung als Zitat zu erfolgen und den jeweiligen 
Verfasser der Kommentierung zu benennen. 
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Die ausgesperrte Rechtsanwältin 

 
- Eine Entscheidungskommentierung von Dr. Dietmar Onusseit – 

 
BGH, Beschluss vom 11.07.2024 – IX ZB 31/23 

 
Die Zivilprozessordnung (ZPO) verlangt für viele Prozesshandlungen die Einhaltung einer näher 
geregelten Frist. So beträgt die Frist für die Einlegung der Berufung nach § 517 ZPO einen Monat, 
diejenige für die Begründung der Berufung nach § 520 ZPO zwei Monate. Im Allgemeinen führt die 
Fristversäumung zu einem Rechtsverlust. Versäumt der Berufungsführer die Berufungs- oder 
Berufungsbegründungsfrist, wird seine Berufung unzulässig und in der Folge das erstinstanzliche Urteil 
rechtskräftig, im Allgemeinen kann es nicht mehr geändert werden. 
 
Für bestimmte Fristen besteht jedoch die Möglichkeit, wegen der Fristversäumung, einen Antrag auf 
Wiedereinsetzung in vorigen Stand zu stellen. Dies ist möglich bei sogenannten Notfristen – das sind 
Fristen, die das Gesetz als solche bezeichnet, zum Beispiel die Berufungsfrist – und bei der Frist zur 
Begründung etwa der Berufung oder der Revision, wie sich aus § 233 ZPO ergibt. Der Antrag auf 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand kann allerdings nur Erfolg haben, wenn die Partei ohne ihr 
Verschulden verhindert war, die Frist einzuhalten.  
 
Der Partei schadet nicht nur ihr eigenes Verschulden, sie muss sich auch das Verschulden ihres 
Prozessbevollmächtigten zurechnen lassen, denn nach § 85 Abs. 2 ZPO steht das Verschulden des 
Bevollmächtigten dem Verschulden der Partei gleich. Ganz überwiegend steht ein Verschulden des 
Prozessbevollmächtigten (Rechtsanwalt) in Rede, denn faktisch ist er es, der die Prozesshandlungen 
ausführt. Dementsprechend gibt es zahlreiche Entscheidungen zum Verschulden in der Person des 
Prozessbevollmächtigten, denn zur Fristwahrung hat er umfangreiche Vorsorge zu treffen, so ist er 
neben vielem anderen gehalten, einen Fristenkalender zu führen, sein Büropersonal ausreichend über 
die Bedeutung der Fristwahrung und der dazu erforderlichen Handhabung zu belehren, überhaupt nur 
geschultes und zuverlässiges Personal mit der Fristenkontrolle zu betrauen. Letzteres gilt insbesondere 
auch für die Berechnung des Fristlaufs. Nicht in der Rechtsanwaltskanzlei wird dies stets fehlerfrei 
durchgeführt. 
 
Grundsätzlich darf der Rechtsanwalt die Frist bis zuletzt ausnutzen, das heißt im Allgemeinen bis 24.00 
Uhr des letzten Tags des Fristablaufs. Gleichzeitigt ist er jedoch gehalten, den sicheren Weg zu wählen. 
Nutzt er daher die Frist vollständig aus, muss er normale Verzögerungen bei seiner Planung 
einkalkulieren. Ist er an einer Maßnahme gehindert, muss er mögliche und zumutbare andere 
ergreifen. 
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Vorliegend war fraglich, ob die Prozessbevollmächtigte sich an diese Vorgaben gehalten hatte. 
 
Der zu entscheidende Sachverhalt 
 
Die Klägerin verlangte von den Beklagten die Rückzahlung von Darlehen. Das Landgericht (LG) 
Augsburg gab der Klage in vollem Umfang statt und verurteilte die Beklagten zur 
Darlehensrückzahlung. 
 
Das Urteil wurde der Prozessbevollmächtigten der Beklagten am 02.05.2023 zugestellt. Die 
einmonatige Berufungsfrist lief daher bis zum 02.06.2023, 24.00 Uhr. Die Rechtsanwältin legte am 
05.06.2023 Berufung ein und beantragte gleichzeitig Wiedereinsetzung in die versäumte 
Berufungsfrist. Zur Begründung führte sie aus, sie habe wegen eines unvorhergesehenen Schwindels 
das Büro am 02.06.2023 – dem Tag des Fristablaufs – vor Fertigstellung der Berufungsschrift verlassen 
müssen, um sich zuhause auszuruhen. Sie habe hierbei den Schlüssel in den Büroräumen vergessen, so 
dass sie das Büro nicht wieder habe betreten können, als sie – nachdem sie mehrere Stunden zuhause 
geschlafen habe – um 19.00 Uhr desselben Tages dorthin zurückgefahren sei, um die Berufungsschrift 
fertigzustellen. Sie habe sodann versucht, eine Kollegin, die sich jedoch auf einem Auswärtstermin 
befunden habe und deshalb nicht habe kommen und aufsperren können, telefonisch zu erreichen. 
Telefonnummern weiterer Kollegen oder auch der Sekretärin habe sie nicht in ihrem Handy 
gespeichert gehabt. 
 
Das Oberlandesgericht (OLG) München hat als Berufungsgericht den Antrag auf Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand zurückgewiesen und die Berufung im Beschlusswege als unzulässig verworfen. 
Hiergegen wendet sich die Rechtsbeschwerde der Beklagten. 
 
Die Begründung des BGH 
 
Der Bundesgerichtshof (BGH) verwirft die Rechtsbeschwerde als unzulässig, sie ist zwar wegen der 
ausdrücklichen Anordnung in § 522 Abs. Satz 4 ZPO statthaft, erfüllt aber nicht die Voraussetzungen, 
die § 574 Abs. 2 ZPO an die Begründung der Rechtsbeschwerde stellt. 
 
Der Bundesgerichtshof (BGH) meint anders als die Beschwerdeführerin, eine Entscheidung des 
Revisionsgerichts sei zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung nicht erforderlich. Der 
Beschluss des Berufungsgerichts stehe vielmehr im Einklang mit der höchstrichterlichen 
Rechtsprechung und verletze nicht die Ansprüche der Beklagten auf die Gewährung rechtlichen 
Gehörs aus Art. 103 des Grundgesetzes (GG) und effektiven Rechtsschutz (Art. 2 Abs. 1 GG) in 
Verbindung mit dem Rechtsstaatsprinzip. 
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Die den Wiedereinsetzungsantrag tragenden Tatsachen seien weder dargelegt noch glaubhaft gemacht 
worden.  
 
Das Gebot rechtlichen Gehörs verpflichte das Gericht, die Ausführungen der Parteien in der gebotenen 
Weise zur Kenntnis zu nehmen und bei seiner Entscheidung in Erwägung zu ziehen. Das Gericht sei 
danach unter anderem verpflichtet, den wesentlichen Kern des Vorbringens der Partei zu erfassen und 
– soweit er eine zentrale Frage des jeweiligen Verfahrens betrifft – in den Gründen zu bescheiden. Von 
einer Verletzung dieser Pflicht sei auszugehen, wenn die Begründung der Entscheidung des Gerichts 
nur den Schluss zulässt, dass sie auf einer allenfalls den äußeren Wortlaut, aber nicht den Sinn des 
Vortrags der Partei erfassenden Wahrnehmung beruhe. Gegen diese Vorgaben verstoße der Beschluss 
des OLG nicht. 
 
Das OLG habe ausgeführt, es fehle an einer Darlegung der Anstrengungen der Beklagtenvertreterin zur 
Einschaltung eines Vertreters, also eines anderen Rechtsanwalts. Den Beschlussgründen sei zu 
entnehmen, dass die Beklagtenvertreterin keinen Kanzleimitarbeiter habe erreichen können, der im 
Stande gewesen wäre, ihr die Bürotür zu öffnen. Damit habe es den Kernbestandteil des Vorbringens 
der Beklagten bezüglich der Anstrengungen ihrer Beklagtenvertreterin zur Einschaltung eines 
Vertreters nicht übergangen, sondern den Versuch der telefonischen Kontaktierung der einzig im 
Handy eingespeicherten Kollegin für nicht hinreichend erachtet. 
 
Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs hat ein Rechtsanwalt, der eine Frist bis zum 
letzten Tag ausschöpft, wegen des damit erfahrungsgemäß verbundenen Risikos erhöhte Sorgfalt 
aufzuwenden, um die Einhaltung der Frist sicherzustellen. Eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
ist infolgedessen ausgeschlossen, wenn von ihm nicht alle erforderlichen und zumutbaren Schritte 
unternommen wurden, die unter normalen Umständen zur Fristwahrung geführt hätten; hierzu kann 
auch der Versuch der Einschaltung eines Vertreters zählen. Diese Maßstäbe beziehen sich nicht 
ausschließlich auf krankheitsbedingte Ausfälle eines Prozessbevollmächtigten, sondern allgemein auf 
Ausfälle am letzten Tag der Frist. Daher sei es, so der BGH nicht von Bedeutung, ob die 
Prozessbevollmächtigte, wie die Rechtsbeschwerde argumentiere, ab 19.00 Uhr des letzten Tags der 
Frist tatsächlich wieder arbeitsfähig gewesen sei. 
 
Den angeführten Maßstäben sei die Beklagtenvertreterin nicht gerecht geworden. Die 
Rechtsbeschwerde begründe nicht, warum die Beklagtenvertreterin nicht zu der im Außentermin 
befindlichen Kollegin gefahren ist, um den Kanzleischlüssel abzuholen. Ebenso wenig legten die 
Beklagten dar, dass es ihrer Prozessbevollmächtigten nicht möglich gewesen sei, über die bei dem 
Außentermin befindliche Kollegin die Telefonnummern weiterer Kanzleikollegen oder -mitarbeiter zu 
erfragen. Auch sei nicht vorgetragen, dass es der Beklagtenvertreterin nicht möglich gewesen sei, auf 
anderem als dem telefonischen Wege weitere Kanzleikollegen oder -mitarbeiter zu erreichen. 
Schließlich zeigten die Beklagten nicht auf, dass weder ein Kontakt zu einem Schlüsseldienst noch – im 
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Falle der Aufschaltung der Alarmanlage der Kanzlei – zu einer Notrufzentrale möglich gewesen sei, um 
die alarmgesicherte Kanzleitür öffnen zu lassen.  
 
Daher lasse sich ein den Beklagten zuzurechnendes Verschulden der Beklagtenvertreterin nicht 
ausschließen, es sei weder vorgetragen noch glaubhaft gemacht, dass die Beklagtenvertreterin alle 
erforderlichen und zumutbaren Schritte unternommen habe, die unter normalen Umständen zu einer 
Fristwahrung geführt hätten. 
 
 
Der Anspruch auf Gewährung wirkungsvollen Rechtsschutzes sei nicht verletzt. Er verbiete es den 
Gerichten, den Parteien den Zugang zu einer in der Verfahrensordnung eingeräumten Instanz in 
unzumutbarer, aus Sachgründen nicht mehr zu rechtfertigender Weise zu erschweren. Die Gerichte 
dürften daher bei Auslegung der die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand regelnden Vorschriften 
die Anforderungen an das, was der Betroffene veranlasst haben muss, um Wiedereinsetzung zu 
erlangen, nicht überspannen.  
 
Hiernach sei eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ausgeschlossen. Denn die 
Beklagtenvertreterin habe nicht dargelegt, alle erforderlichen und zumutbaren Schritte unternommen 
zu haben, die unter normalen Umständen zur Fristwahrung geführt hätten, obwohl sie die 
Berufungsfrist bis zum letzten Tag ausgeschöpft und wegen des damit erfahrungsgemäß verbundenen 
Risikos erhöhte Sorgfalt aufzuwenden hatte, um die Einhaltung der Frist sicherzustellen. 
 
 
 


